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Staatsanwaltschaft erwirkt Haftbefehl gegen den Unfall-
verursacher vom vergangenen Freitag 
 
Nachdem die Polizei Bremen am gestrigen Tag zunächst drei Tatverdächtige 

vorläufig festgenommen und das gesuchte Unfallfahrzeug, Opel Astra mit dem 

Kennzeichen HB-BA 351, beschlagnahmt hatte, beantragte die Staatsanwaltschaft 

gegen einen der Festgenommenen Haftbefehl beim Amtsgericht.  

 

Die Ermittlungen haben ergeben, dass der Beschuldigte Fahrer des fraglichen 

Fahrzeugs am Tattag war. Da der Beschuldigte nach der Kollision mit dem Verletzten 

13-jährigen Jungen geflüchtet ist ohne Hilfe zu holen, obwohl er die schweren 

Verletzungen erkannt und wenigsten ins Kauf genommen hat, dass der Junge 

versterben könnte, besteht gegen ihn der dringende Tatverdacht des versuchten 

Totschlags durch Unterlassen. Daneben ist der Beschuldigte dringend verdächtig, 

sich wegen fahrlässiger Körperverletzung, der Gefährdung des Straßenverkehrs und 

des unerlaubten Entfernens vom Unfallort strafbar gemacht zu haben. Das 

Amtsgericht Bremen hat noch gestern Abend auf Antrag der Staatsanwaltschaft  

Haftbefehl gegen den Beschuldigten erlassen. 

 

Die übrigen zwei Festgenommenen wurden im Laufe des gestrigen Tages aus dem 

Polizeigewahrsam entlassen. Gegen einen der vorläufig Festgenommenen besteht 

nach derzeitigen Ermittlungserkenntnissen weiterhin der Verdacht der versuchten 

Strafvereitelung. 



 

 

Dr. Noltensmeier 

Pressesprecherin 

 

§ 112 Strafprozessordnung (StPO) 

Voraussetzungen der Untersuchungshaft; Haftgründe 
(1) Die Untersuchungshaft darf gegen den Beschuldigten angeordnet werden, wenn 
er der Tat dringend verdächtig ist und ein Haftgrund besteht. Sie darf nicht 
angeordnet werden, wenn sie zu der Bedeutung der Sache und der zu erwartenden 
Strafe oder Maßregel der Besserung und Sicherung außer Verhältnis steht. 
(2) Ein Haftgrund besteht, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen  
 
1.  festgestellt wird, daß der Beschuldigte flüchtig ist oder sich verborgen hält, 
 
2. bei Würdigung der Umstände des Einzelfalles die Gefahr besteht, daß der 

Beschuldigte sich dem Strafverfahren entziehen werde (Fluchtgefahr), oder 
 
3. das Verhalten des Beschuldigten den dringenden Verdacht begründet, er 

werde 
 

a) Beweismittel vernichten, verändern, beiseite schaffen, unterdrücken oder 
fälschen oder 
 
b) auf Mitbeschuldigte, Zeugen oder Sachverständige in unlauterer Weise 
einwirken oder 
 
c) andere zu solchem Verhalten veranlassen, 
 
und wenn deshalb die Gefahr droht, daß die Ermittlung der Wahrheit 
erschwert werde (Verdunkelungsgefahr). 
 

(3) Gegen den Beschuldigten, der einer Straftat nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 des 
Völkerstrafgesetzbuches oder § 129a Abs. 1 oder Abs. 2, auch in Verbindung mit § 
129b Abs. 1, oder nach den §§ 211, 212, 226, 306b oder 306c des 
Strafgesetzbuches oder, soweit durch die Tat Leib oder Leben eines anderen 
gefährdet worden ist, nach § 308 Abs. 1 bis 3 des Strafgesetzbuches dringend 
verdächtig ist, darf die Untersuchungshaft auch angeordnet werden, wenn ein 
Haftgrund nach Absatz 2 nicht besteht. 
 

 

 



Strafgesetzbuch (StGB) 
§ 212 Totschlag 

(1) Wer einen Menschen tötet, ohne Mörder zu sein, wird als Totschläger mit 
Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft. 
 
(2) In besonders schweren Fällen ist auf lebenslange Freiheitsstrafe zu erkennen. 
 

Strafgesetzbuch (StGB) 
§ 229 Fahrlässige Körperverletzung 

Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung einer anderen Person verursacht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

Strafgesetzbuch (StGB) 
§ 315c Gefährdung des Straßenverkehrs 

(1) Wer im Straßenverkehr  
 
1. ein Fahrzeug führt, obwohl er 
 

a) infolge des Genusses alkoholischer Getränke oder anderer berauschender 
Mittel oder 
 
b) infolge geistiger oder körperlicher Mängel 
 
nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu führen, oder 
 

2. grob verkehrswidrig und rücksichtslos 
 

a) die Vorfahrt nicht beachtet, 
 
b) falsch überholt oder sonst bei Überholvorgängen falsch fährt, 
 
c) an Fußgängerüberwegen falsch fährt, 
 
d) an unübersichtlichen Stellen, an Straßenkreuzungen, 
Straßeneinmündungen oder Bahnübergängen zu schnell fährt, 
 
e) an unübersichtlichen Stellen nicht die rechte Seite der Fahrbahn einhält, 
 
f) auf Autobahnen oder Kraftfahrstraßen wendet, rückwärts oder entgegen der 
Fahrtrichtung fährt oder dies versucht oder 
 



g) haltende oder liegengebliebene Fahrzeuge nicht auf ausreichende 
Entfernung kenntlich macht, obwohl das zur Sicherung des Verkehrs 
erforderlich ist, 

und dadurch Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremde Sachen von 
bedeutendem Wert gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 ist der Versuch strafbar. 
(3) Wer in den Fällen des Absatzes 1  
 
1. die Gefahr fahrlässig verursacht oder 
2. fahrlässig handelt und die Gefahr fahrlässig verursacht, 
 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

Strafgesetzbuch (StGB) 
§ 142 Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort 

(1) Ein Unfallbeteiligter, der sich nach einem Unfall im Straßenverkehr vom Unfallort 
entfernt, bevor er  
 
1.zugunsten der anderen Unfallbeteiligten und der Geschädigten die Feststellung 
seiner Person, seines Fahrzeugs und der Art seiner Beteiligung durch seine 
Anwesenheit und durch die Angabe, daß er an dem Unfall beteiligt ist, ermöglicht hat 
oder 
 
2.eine nach den Umständen angemessene Zeit gewartet hat, ohne daß jemand 
bereit war, die Feststellungen zu treffen, 
 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Nach Absatz 1 wird auch ein Unfallbeteiligter bestraft, der sich  
 
1.nach Ablauf der Wartefrist (Absatz 1 Nr. 2) oder 
 
2.berechtigt oder entschuldigt 
 
vom Unfallort entfernt hat und die Feststellungen nicht unverzüglich nachträglich 
ermöglicht. 
 
(3) Der Verpflichtung, die Feststellungen nachträglich zu ermöglichen, genügt der 
Unfallbeteiligte, wenn er den Berechtigten (Absatz 1 Nr. 1) oder einer nahe 
gelegenen Polizeidienststelle mitteilt, daß er an dem Unfall beteiligt gewesen ist, und 
wenn er seine Anschrift, seinen Aufenthalt sowie das Kennzeichen und den Standort 
seines Fahrzeugs angibt und dieses zu unverzüglichen Feststellungen für eine ihm 
zumutbare Zeit zur Verfügung hält. Dies gilt nicht, wenn er durch sein Verhalten die 
Feststellungen absichtlich vereitelt. 



(4) Das Gericht mildert in den Fällen der Absätze 1 und 2 die Strafe (§ 49 Abs. 1) 
oder kann von Strafe nach diesen Vorschriften absehen, wenn der Unfallbeteiligte 
innerhalb von vierundzwanzig Stunden nach einem Unfall außerhalb des fließenden 
Verkehrs, der ausschließlich nicht bedeutenden Sachschaden zur Folge hat, freiwillig 
die Feststellungen nachträglich ermöglicht (Absatz 3). 
 
(5) Unfallbeteiligter ist jeder, dessen Verhalten nach den Umständen zur 
Verursachung des Unfalls beigetragen haben kann. 
 

Strafgesetzbuch (StGB) 
§ 258 Strafvereitelung 

(1) Wer absichtlich oder wissentlich ganz oder zum Teil vereitelt, daß ein anderer 
dem Strafgesetz gemäß wegen einer rechtswidrigen Tat bestraft oder einer 
Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) unterworfen wird, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer absichtlich oder wissentlich die Vollstreckung einer 
gegen einen anderen verhängten Strafe oder Maßnahme ganz oder zum Teil 
vereitelt. 
 
(3) Die Strafe darf nicht schwerer sein als die für die Vortat angedrohte Strafe. 
 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
 
(5) Wegen Strafvereitelung wird nicht bestraft, wer durch die Tat zugleich ganz oder 
zum Teil vereiteln will, daß er selbst bestraft oder einer Maßnahme unterworfen wird 
oder daß eine gegen ihn verhängte Strafe oder Maßnahme vollstreckt wird. 
 
(6) Wer die Tat zugunsten eines Angehörigen begeht, ist straffrei. 
 

__________________________________________________________ 
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